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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Xr. 24. 


(Nr. 4666.) Geſetz über das Muͤnzweſen. Vom 4. Mai 1857. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 1. 


verordnen in Folge des, zwiſchen den Regierungen der bei der allgemeinen BT, 
Muͤnzkonvention vom 30, Juli 1838. betheiligten Staaten einerſeits und der 
Kaiſerlich Oeſterreichiſchen und der Fürftlich Liechtenſteinſchen Regierung ande⸗ 
rerſeits am 24. Januar d. J. abgeſchloſſenen, hier beigefuͤgten Muͤnzvertrages, 
15 mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


H. 1. 

Das Preußiſche Pfund, in der Schwere von 500 Grammen, wie ſolches 
durch den F. 1. des Geſetzes vom 17. Mai v. J. (Geſ.⸗Samml. S. 545.) als 
Einheit des Preußiſchen Gewichts feſtgeſtellt iſt, ſoll, an Stelle der ſeitherigen 
Muͤnzmark von 233,58 ... Grammen, der Ausmuͤnzung ausſchließlich zu Grunde 
gelegt werden. Daſſelbe wird zu dieſem Zwecke in „Tauſendtheile“ mit wei⸗ 
terer dezimaler Abſtufung getheilt. 


g. 2. 


Der Thaler bleibt die eigenthuͤmliche Silbermuͤnze des Landes. Außer 
dem Thaler werden, wie bisher, Einſechſtel-Thalerſtuͤcke und koͤnnen Doppel⸗ 
Thaler ausgepraͤgt werden. 


F. 3. 


In Anſchluß an das Theilverhaͤltniß des Thalers zur ſeitherigen Muͤnz⸗ 
mark feinen Silbers ſoll das Pfund (F. 1.) feinen Silbers zu 30 Thalern, 
15 Doppelthalern und 180 Einſechſtel⸗Thalerſtuͤcken aus gebracht werden, und 

Jahrgang 1857. (Ir. 4666.) 40 dem⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Mai 1857. 
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demgemaͤß an die Stelle des bisherigen Vierzehn⸗Thalerfußes als geſetzlicher 


Muͤnzfuß der 

„Dreißig⸗Thalerfuß“ 
treten. a 

Der Dreißig⸗Thalerfuß auf der Grundlage des Pfundes (F. 1.) wird 
dem auf die bisherige Mark gegründeten Vierzehn⸗Thalerfuße dergeſtalt gleich⸗ 
geſtellt, daß bei allen Zahlungen und Verbindlichkeiten zwiſchen beiderlei Muͤnz⸗ 
fuͤßen, beziehungsweiſe zwiſchen den gleichnamigen Muͤnzſtuͤcken des bisherigen 
WVierzehn⸗Thalerfußes und des kuͤnftigen Dreißig⸗Thalerfußes, ein Unterſchied 
nicht gemacht werden darf. Die Bezeichnung „Thalerwaͤhrung“, welche an 
Stelle jeder anderen Bezeichnung des Landesmuͤnzfußes tritt, findet demgemaͤß 
auf die in beiderlei Muͤnzfuͤßen ausgebrachten Münzen Anwendung. 


H. 4. 


Der Thaler ſoll, unbeſchadet ſeiner Eigenſchaft und Geltung als eigen⸗ 
thumliche Silbermuͤnze des Landes, in der Form und mit dem Attribute einer 
Vereinsmuͤnze, als „Vereinsthaler“ ausgeprägt werden. ö 

Die naͤmliche Beſtimmung findet auf die Praͤgungen von Doppelthalern 
Anwendung. 

Es bleibt vorbehalten, Thaler oder Doppelthaler fuͤr beſondere Zwecke 
auch ausſchließlich in der Eigenſchaft als Landesmuͤnze auszupraͤgen. 


$ 5. 


Das Miſchungsverhaͤltniß der Thaler und Doppelthaler wird auf neunhun⸗ 
dert Tauſendtheile Silber und Einhundert Tauſendtheile Kupfer, der Einſechſtel⸗ 
Thalerſtuͤcke auf fuͤnfhundertundzwanzig Tauſendtheile Silber und vierhundert⸗ 
undachtzig Tauſendtheile Kupfer feſtgeſtellt. 

Es werden demnach 133 Doppelthaler und 27 Thaler, ingleichen 934 
Einſechſtel⸗Thalerſtuͤcke je Ein Pfund (F. 1.) wiegen. 


H. 6. 


Bei der Auspraͤgung dieſer Muͤnzen ſoll auch in Zukunft unter dem 
Vorwande eines fogenannten Remediums an ihrem Gehalte und Gewichte 
nichts gekürzt, vielmehr alle Sorgfalt darauf verwendet werden, daß ſie Beides, 
Gehalt und Gewicht, vollſtaͤndig haben. Soweit eine abſolute Genauigkeit bei 
dem einzelnen Stucke nicht innegehalten werden kann, ſoll die Abweichung im 
Mehr oder Weniger 

bei dem einzelnen Doppelthaler im Gewicht nicht mehr als drei Tauſend⸗ 

theile ſeines Gewichts, im Feingehalt nicht mehr als drei Tau⸗ 
ſendtheile, i | 
bei dem einzelnen Thaler im Gewicht nicht mehr als vier Tauſendtheile 
ſeines Gewichts, im Feingehalt nicht mehr als drei Tauſendtheile, 
bei dem einzelnen Einſechſtel⸗Thalerſtuͤck im Gewicht nicht mehr als Be 
aus 
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Tauſendtheile feines Gewichts, im Feingehalt nicht mehr als fuͤnf 
Tauſendtheile ; \ 
betragen. 


— 


7 


Der Thaler ſoll auch ferner in dreißig Silbergroſchen und der Silber⸗ 
groſchen in zwoͤlf Pfennige getheilt und es ſollen, wie bisher: 
1) als Silberſcheidemuͤnzen: 
Zwei⸗und⸗ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtuͤcke, Silbergroſchenſtuͤcke und Ein⸗ 
halb⸗Silbergroſchenſtuͤcke, 
als Kupferſcheidemuͤnzen: 
Vier⸗, Drei⸗, Zwei- und Ein⸗Pfennigſtuͤcke 
ausgepraͤgt werden. Dieſe zu Zahlungen im kleinen Verkehr und zur Aus⸗ 
gleichung beſtimmten Scheidemuͤnzen ſollen in groͤßeren Mengen, als zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes erforderlich iſt, nicht in Umlauf geſetzt werden. 
Zahlungen, welche mit Einſechſtel⸗Thalerſtuͤcken geleiftet werden koͤnnen, 
iſt Niemand verpflichtet in Scheidemuͤnze anzunehmen; dagegen darf die An⸗ 
nahme der letzteren von den oͤffentlichen Kaſſen und Anſtalten ebenſowenig als 
im Privatverkehr verweigert werden, wenn die zu leiſtende Zahlung weniger als 
ein Sechstheil Thaler beträgt, oder weniger als ein Einſechſtel⸗Thalerſtuͤck zur 
Ausgleichung der Summe erforderlich iſt. 


. 

In der Silberſcheidemuͤnze ſoll, der eingetretenen Veraͤnderung des Muͤnz⸗ 
gewichts entſprechend, das Pfund (F. 1.) feinen Silbers durchgehends zu 
343 Thalern ausgebracht werden und es ſollen demnach 

414 Zwei⸗und⸗ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtuͤcke, 

1035 Silbergroſchenſtuͤcke, 

2070 Ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtuͤcke 
je Ein Pfund feinen Silbers enthalten. f 

Der Feingehalt der Zwei⸗und⸗ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtüͤcke wird auf 

Dreihundertfuͤnfundſiebenzig Tauſendtheile feinen Silbers zu ſechshun⸗ 
dertfünfundzwanzig Tauſendtheilen Kupfer, 
der Silbergroſchenſtuͤcke und der Ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtücke auf 
zweihundertundzwanzig Taufendtheile feinen Silbers zu ſiebenhundert⸗ 
undachtzig Tauſendtheilen Kupfer 
beſtimmt. 
Es werden demnach: 
155,5 Zwei⸗und⸗ein⸗halb⸗ Silbergroſchenſtuͤcke, 
227% Silbergroſchenſtuͤcke, 
f 455,10 Ein⸗halb⸗Silbergroſchenſtuͤcke 
je Ein Pfund wiegen. N 
. 
In der Kupferſcheidemuͤnze follen 100 Pfund (§. 1.) Kupfer hoͤchſtens 


zu 112 Thalern ausgebracht werden. 5 
(Nr. 4666.) 40* Die 
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Die naͤheren Beſtimmungen uͤber die Ausbringung der Kupferſcheide⸗ 
muͤnze, ſowie uͤber das Gewichtsverhaͤltniß der einzelnen Stuͤcke derſelben 


werden durch Koͤnigliche Verordnung getroffen werden. Bis dahin ſind, mit 
Ruͤckſicht auf die eingetretene Veraͤnderung des Muͤnzgewichts, 100 Pfund 
($. 1.) Kupfer zu 92, os Thaler auszubringen, und es ſollen fo viel Stuͤcke, 
als zuſammengenommen Einen Silbergroſchen ausmachen, 36 Tauſendtheile des 
Pfundes (F. 1.) wiegen. | 


$. 10. 


Gleich den Landesmuͤnzen follen ſowohl bei allen öffentlichen Kaſſen, als 
auch im allgemeinen und Handels-Verkehr, nach ihrem vollen Werthe ange⸗ 
nommen und ausgegeben werden: 


1) die gemäß der allgemeinen Muͤnzkonvention vom 30. Juli 1838, (Geſetz⸗ 
Sammlung 1839. S. 18.), ſowie die vor dem Jahre 1839 von den 
Thale des Zoll⸗ und Handelsvereins im Vierzehn⸗Thalerfuße ausgepraͤgten 
Thaler, 

2) die von den Staaten des Zoll- und Handelsvereins gemaͤß den Artikeln 7. 

und 8. der erwaͤhnten Muͤnzkonvention als Vereinsmuͤnzen bisher aus⸗ 

geprägten Doppelthaler (Einſiebentheilmarkſtuͤcke oder Drei-und⸗ein⸗halb⸗ 

Guldenſtuͤcke), 

die in Gemaͤßheit des Muͤnzvertrages vom 24. Januar d. J. und in 

der Eigenſchaft als Vereinsmuͤnzen ausgepraͤgten Thaler und Doppel⸗ 
thaler derjenigen Staaten, welche an dieſem Vertrage Theil genommen 
haben, oder demſelben in Zukunft beitreten werden. 

Die Annahme der vorſtehend unter Nr. 2. und 3. bezeichneten Münzen 

zu deren vollem Werthe ſoll auch in dem Falle von Niemandem verſagt werden 

duͤrfen, wenn die Zuſage der Zahlungsleiſtung auf eine beſtimmte andere Muͤnz⸗ 
ſorte der Thalerwaͤhrung lautet. 


3 


— 


9.41. 


Es ſollen Handelsmuͤnzen in Gold unter der Benennung „Krone“ und 


„Halbe Krone“ in der Form und mit dem Attribute von Vereinsmuͤnzen, 


und zwar: f 
1) die Krone zu ag des Pfundes (F. 1.) feinen Goldes, 
2) die Halbe Krone zu ß des Pfundes feinen Goldes, 
ausgepraͤgt werden. 5 
Dieſe Muͤnzen ſollen die eigenthuͤmlichen Goldmuͤnzen des Landes ſein 
und es ſollen andere Goldmuͤnzen fortan nicht gemuͤnzt werden. 


. 12. 
Das Miſchungsverhaͤltniß der Krone und der Halben Krone wird auf 


neunhundert Tauſendtheile Gold und Einhundert Tauſendtheile Kupfer feſtgeſeh N 


e 


— — on 


= 


Es werden demnach fünfundvierzig Kronen und neunzig Halbe Kronen Ein Pfund 
(H. 1.) wiegen. N 

f Die Abweichung im Mehr oder Weniger darf unter Feſthaltung des im 
H. 6. dieſes Geſetzes ausgeſprochenen Grundſatzes bei dem einzelnen Stuͤcke, 
ſowohl der Krone als auch der Halben Krone, im Gewicht nicht mehr als zwei 
und ein halb Tauſendtheile ſeines Gewichtes, im Feingehalte nicht mehr als 
zwei Tauſendtheile betragen. 


$ 13. 


Zur Erleichterung der Rechnung nach Kronenwerth wird die Krone in 
zehn Theile unter der Benennung „Kronzehntel“ eingetheilt. Noch kleinere 
Theile werden ohne beſondere Benennung durch Dezimal-Bruchtheile des Kron⸗ 
zehntels, beziehungsweiſe der Krone angegeben. 


§. 14. 


Der Silberwerth der Goldmünzen (F. 11.) wird lediglich durch das Ver⸗ 
hältniß des Angebots zur Nachfrage beſtimmt und es iſt zu deren Annahme 
an Stelle der landesgeſetzlichen Silberwaͤhrung Niemand verpflichtet. 

Auch iſt es den unter Autorität des Staats beſtehenden öffentlichen An⸗ 
ſtalten, insbeſondere den Geld- und Kredit⸗Anſtalten und Banken nicht geſtattet, 
wegen der von ihnen zu leiſtenden Zahlungen einen (alternativen) Vorbehalt 
der Wahl des Zahlungsmittels in Silber oder Gold in der Art ſich zu bedin⸗ 
gen, daß dabei fuͤr letzteres ein im Voraus beſtimmtes Werthverhaͤltniß in 
Silbergeld ausgedruͤckt wird. 


$. 15. 
Goldmünzen, welche das Normalgewicht von 4 beziehungsweiſe j des 


Pfundes (F. 1.) mit der in H. 12. geſtatteten Gewichtsabweichung von zwei 


und ein halb Tauſendtheilen haben (Paſſirgewicht) und nicht durch gewaltſame 
oder geſetzwidrige Beſchaͤdigung am Gewicht verringert ſind, ſollen bei allen 
Zahlungen als vollwichtig gelten. 5 

Goldmuͤnzen, welche das vorgedachte Paſſirgewicht nicht erreichen und 
an Zahlungsſtatt von den Staatskaſſen oder von den unter Autoritaͤt des 
Staats beſtehenden oͤffentlichen Anſtalten, namentlich den Geld- und Kredit⸗ 
Anſtalten und Banken angenommen worden ſind, duͤrfen von den Staatskaſſen 
und den letztgedachten Anſtalten nicht wieder ausgegeben werden. 


H. 16. 


Unſer Finanzminiſter iſt ermächtigt, unter Beruͤckſichtigung des Handels⸗ 
Kurswerthes den Preis zu beſtimmen, zu welchem die Krone und die Halbe 
Krone ſtatt der Silbermuͤnzen bei Unſeren Kaſſen entweder allgemein oder mit 
Beſchraͤnkung auf gewiſſe Kaſſen und Zahlungen angenommen werden Bil, 

(Ir. 4666.) £ u⸗ 


a 


Zugleich mit dieſem Kaſſenkurſe hat der Finanzminiſter den Werths⸗ 
abzug zu beſtimmen, welcher bei Unſeren Kaſſen fuͤr ſolche Goldmuͤnzen, welche 
das Paſſirgewicht (F. 15.) nicht erreichen, mit Ruͤckſicht auf das Mindergewicht 
und die Koſten der Ummuͤnzung einzutreten hat. his 

Es kann jederzeit ſowohl der beſtimmte Kaſſenkurs abgeaͤndert, als auch 
die Geſtattung der Annahme der Kronen und Halben Kronen ſtatt der Silber⸗ 
muͤnzen bei Unſeren Kaſſen durch eine von Unſerem Finanzminiſter zu erlaſ⸗ 
ſende Bekanntmachung zuruͤckgenommen oder beſchraͤnkt werden. 


$. 17. 


Die in Gemaͤßheit des Muͤnzvertrages vom 24. Januar d. J. und in 
der Eigenſchaft als Vereinsmuͤnzen ausgepraͤgten Kronen und Halben Kronen 
derjenigen Staaten, welche an dieſem Vertrage Theil genommen haben, oder 
demſelben in Zukunft beitreten werden, ſollen den Kronen und Halben Kronen 
inlaͤndiſchen Gepraͤges ſowohl bei Unſeren Kaſſen, als auch im allgemeinen und 


Handels⸗Verkehr gleichgeftellt fein, dergeſtalt, daß auch in letzterem, ſofern nicht 


ein Anderes beſonders verabredet worden, insbeſondere aber hinſichtlich der An⸗ 
nahme bei Unſeren Kaſſen, ſowie hinſichtlich des Werthsabzuges, welcher bei 
Zahlungen an dieſelben mit Ruͤckſicht auf das Mindergewicht und die Umpraͤ⸗ 
gungskoſten einzutreten hat (F. 16.), und hinſichtlich des Verbots der Wieder⸗ 


Ausgabe ſolcher Goldmuͤnzen, welche das Paſſirgewicht nicht erreichen (§. 15. 


ein Unterſchied zwiſchen den Goldmuͤnzen jener Staaten und den Goldmuͤnzen 
inlaͤndiſchen Gepraͤges nicht gemacht werden darf. 


§. 18. 


Zahlungsverbindlichkeiten, welche auf eine gewiſſe Anzahl von Stuͤcken 
Preußiſcher Friedrichsd'or nach dem durch die bisherige Muͤnzverfaſſung, bezie⸗ 
hungsweiſe durch das Geſetz vom 30. September 1821. (Geſetz⸗Sammlung 
S. 159.) beſtimmten Ausmuͤnzungsfuße, oder auf eine gewiſſe Summe in 
Preußiſchen Friedrichsd'or oder endlich auf Thaler Gold dergeſtalt lauten, daß 
die Erfüllung in Preußiſchen Friedrichsd'or geſetzlich verlangt werden kann, 
müffen, ſofern fie nach dem 31. Dezember 1831. entſtanden find, entweder auch 
ferner in Preußiſchen Friedrichsd'or oder in Silberkurant, den Friedrichsd'or 
zu fuͤnf Thalern zwanzig Silbergroſchen gerechnet, erfuͤllt werden. 


$. 19. 


Unſer Staatsminiſterium bleibt auch ferner befugt, den Werth zu ber 
ſtimmen, über welchen hinaus fremde Gold: und Silbermuͤnzen, mit Ausnahme 
der in den $$. 10. und 17. erwähnten, im Verkehr nicht in Zahlung angeboten 
und gegeben werden duͤrfen. 

Auch ſoll Daſſelbe ermaͤchtigt ſein, den Umlauf ſolcher fremden Muͤnz⸗ 
ſorten, welche in ihrem Gehalte unſicher ſind, oder welche einen geringeren, als 
den durch die aufgepraͤgte Werthsbezeichnung angegebenen Gehalt haben, oder 
welche in dem Lande, in dem fie geprägt oder zum Umlauf verftattet find, br 

auße⸗ 


„ 1 


äußeren Werthe herabgeſetzt, oder welche in einem benachbarten Staate ver⸗ 
boten werden möchten, nach einer den Umſtaͤnden angemeſſenen Friſt, gänzlich 
zu unterſagen. 5 

H. 20. 

Die Beſtimmungen in den ß. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. und 9. dieſes 
Geſetzes finden in den Hohenzollernſchen Landen keine Anwendung. 

Es verbleibt daſelbſt bei der beſtehenden Guldenwaͤhrung mit der Maaß⸗ 
gabe, daß fortan das Pfund (H. 1.) feinen Silbers zu zwei und funfzig und 
einem halben Gulden ausgebracht wird und demgemaͤß an die Stelle des Vier⸗ 
und⸗zwanzig⸗und⸗ein⸗halb⸗Guldenfußes als geſetzlicher Muͤnzfuß der Zwei⸗und⸗ 
funfzig⸗und⸗ein⸗halb⸗Guldenfuß tritt, zwiſchen beiden Muͤnzfuͤßen, beziehungs⸗ 
weiſe zwiſchen den gleichnamigen Muͤnzſtuͤcken derſelben jedoch ebenſo, wie ſol⸗ 
ches im H. 3. dieſes Geſetzes hinſichtlich der Thalerwaͤhrung beſtimmt iſt, ein 
Unterſchied nicht gemacht werden darf und die Bezeichnung „Suͤddeutſche 
Waͤhrung“ auf die in beiderlei Muͤnzfuͤßen ausgebrachten Muͤnzen Anwen⸗ 
dung findet. 

Ueber die Ausmuͤnzung des Guldens, der Theilſtuͤcke des Guldens und 
der Scheidemuͤnzen wird, im Anſchluß an die zwiſchen den Staaten der ſuͤd⸗ 
deutſchen Waͤhrung zu treffende beſondere Vereinbarung, durch Koͤnigliche Ver⸗ 
ordnung Beſtimmung ergehen. Bei der Ausmuͤnzung des Guldens und der 
Theilſtuͤcke deſſelben ſoll der im H. 6. ausgeſprochene Grundſatz maaßgebend ſein. 

§. 21. 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Muͤnzvertrage vom 24. Januar 
d. J. in Wirkſamkeit. N 

Mit demſelben Tage treten das Geſetz uͤber die Muͤnzverfaſſung in den 
Preußiſchen Staaten vom 30. September 1821. (Geſetz⸗Sammlung ©. 159.), 
die Kabinetsorder vom 5. Maͤrz 1839., die Auspraͤgung von Doppelthalern 
oder Drei⸗und⸗ein⸗halb⸗Guldenſtuͤcken als Vereins muͤnze betreffend (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 92.), und die Verordnung, betreffend die Ausgabe von Zwei⸗und⸗ein⸗ 
halb⸗Silbergroſchen⸗Stuͤcken Scheidemuͤnze vom 28. Juni 1843. (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 255.), außer Kraft. 

§. 22. 

Unſer Miniſterpraͤſident und Unſer Finanzminiſter werden mit der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 4. Mai 1857. 5 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. v. Manteuffel II. 


Gu 4666.) Muͤnz⸗ 
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Münzvertrag. 


Nachdem das Kaiſerthum Oeſterreich und das Fuͤrſtenthum Liechtenſtein 
einerſeits und die durch die allgemeine Munzkonvention vom 30. Juli 1838. 
unter ſich verbundenen Deutſchen Zollvereinsſtaaten andererſeits uͤbereingekommen 
find, zum Zwecke der Herbeifuͤhrung einer gemeinſamen Verſtaͤndigung uͤber 
das Muͤnzweſen die im Artikel 19. des Handels⸗ und Zollvertrags vom 19. Fe⸗ 
bruar 1853. vorbehaltenen beſonderen Verhandlungen hieruͤber zu eroͤffnen, ſo 
haben zu ſolchem Ende zu Bevollmaͤchtigten ernannt: 

Seine Majeſtaͤt der Kaiſer von Oeſterreich: 
Allerhoͤchſtihren Miniſterialrath im Finanzminiſterium Johann Anton Bren⸗ 
tano, Ritter des Oeſterreichiſch Kaiſerlichen Leopoldordens; 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Karl Theodor Seydel, Ritter 
des rothen Adlerordens IV. Klaſſe; 
Seine Majeflät der König von Bayern: 
Allerhoͤchſtihren Ober-Muͤnzmeiſter Franz Kaver von Haindl, Ritter der 

Koͤniglich Bayeriſchen Verdienſtorden der Bayeriſchen Krone und vom 

d heiligen Michael u. |. w.; f | 5 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Sachſen: a 
Allerhoͤchſtihren Direktor der Ober-Rechnungskammer und Finanzminiſterial⸗ $ 
Direktor, Geheimen Rath Adolph Freiherrn von Weißenbach, Kom 
thur II. Klaſſe des Koͤniglich Saͤchſiſchen Verdienſtordens u. ſ. w.; öl 
Seine Majeſtaͤt der König von Hannover: 
Allerhoͤchſtihren Finanzrath, Muͤnzmeiſter Wilhelm Bruͤel, Mitglied der 
IV. Klaſſe des Koͤniglichen Guelphenordens; 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Wuͤrttemberg: | 
Allerbi 10 Regierungsrath im Miniſterium des Innern, Adolph | 


(7 


Müller; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Baden: | 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Referendaͤr Dr. Vollrath Vogelmann, Kom ii 
mandeur des Großherzoglichen Ordens vom Zähringer Löwen u. ſ. w.) 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Kurfuͤrſt von Heſſen: 
Allerhoͤchſtihren Ober-Bergrath Johann Rudolph Siegmund Fulda; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen: 
Allerhoͤchſtihren Ober⸗Baurath Hektor Roͤßler, Ritter des Ordens Phi⸗ 
lipps des Großmuͤthigen u. ſ. w.; | 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog zu Sachſen: ; 


Allerhoͤchſtihren Stagtsrath Gottfried Theodor Stichling, Komthur 


* 
18 
15 
5 
17 
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a 1 des Großherzoglich Saͤchſiſchen Hausordens vom weißen Fal⸗ 
en u. ſ. w.; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
den Koͤniglich Hannoverſchen Finanzrath u. ſ. w. Wilhelm Bruel; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen- Meiningen: 
den Königlich Bayeriſchen Ober-Muͤnzmeiſter Franz Raver von Haindl; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg und Gotha: 
den Koͤniglich Saͤchſiſchen Geheimen Rath u. ſ. w. Adolph Freiherrn 
von Weißenbach; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
den Großherzoglich Saͤchſiſchen Staatsrath Gottfried Theodor Stichling; 
Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig: 6 392 
1885 e Preußiſchen Geheimen Ober- Finanzrath Karl Theodor 
eybel; 
Seine Hoheit der Herzog von Naſſau: f 
den Koͤniglich Bayeriſchen Ober-Muͤnzmeiſter Franz Xaver von Haindl; 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt-Deſſau-Koͤthen, 
Ihre Hoheiten der Herzog und die Herzogin-Mitregentin von 
Anhalt-Bernburg und 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt von Schwarzburg-Sondershauſen: 
585 1 Preußiſchen Geheimen Ober-Finanzrath Karl Theodor 
endet; 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt von Schwarzburg-Rudolſtadt: 
den Koͤniglich Bayeriſchen Ober-Muͤnzmeiſter Franz Xaver von Haindl; 
Seine Durchlaucht der ſouveraine Fuͤrſt von Liechtenftein: 
den Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Miniſterialrath im Miniſterium des Innern, 
j. u. Dr. Cajetan Edlen von Mayer, Ritter der Oeſterreichiſch Kai⸗ 
ſerlichen Leopolds- und Franz⸗Joſephs⸗Orden u. ſ. w.; 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt von Waldeck und Pyrmont: 
N 0 Preußiſchen Geheimen Ober-Finanzrath Karl Theodor 
eydel; 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt Reuß älterer Linie: 
den Großherzoglich Saͤchſiſchen Staatsrath Gottfried Theodor Stichl ing; 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt Reuß jüngeren Linie: 
den Königlich Saͤchſiſchen Geheimen Rath u. ſ. w. Adolph Freiherrn 
von Weißenbach; 
Seine Durchlaucht der Fürft von Schaumburg-Lippe: 
den Königlich, Hannoverſchen Finanzrath u. ſ. w. Wilhelm Bruel; 
Seine Durchlaucht der Fuͤrſt zur e 


Jahrgang 1857. (Nr, 4666.) den 


U 
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a 9 8 Preußiſchen Geheimen Ober- Finanzrath Karl Theodor 
eydel; 

Seine Durchlaucht der ſouveraine Landgraf von Heſſen: 
den Großherzoglich Heſſiſchen Ober⸗Baurath Hektor Roͤßler; 

Der Senat der freien Stadt Frankfurt: 

den Senator Franz Alfred Jakob Bernus u. |. w.; 

von welchen Bevollmaͤchtigten nachſtehender Muͤnzvertrag verhandelt und ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt: 


Artikel 1. 


Das Pfund, in der Schwere von 300 Grammen, wie ſolches bereits 
bei der Erhebung der Zoͤlle zur Anwendung kommt, ſoll in den vertragenden 
Staaten der Ausmuͤnzung zur Grundlage dienen und auf deren Muͤnzſtaͤtten 
als ausſchließliches Muͤnzgewicht eingefuͤhrt werden, auch zu dieſem Zwecke 
eine ſelbſtſtaͤndige Eintheilung in Tauſendtheile mit weiterer dezimaler Abſtu⸗ 
fung erhalten. 


Mit Feſthaltung der reinen Silberwaͤhrung und auf der Grundlage des 
neuen Pfundes ſoll die Muͤnzverfaſſung der verktragenden Staaten in der Art 
geordnet werden, daß, je nachdem in denſelben die Thaler⸗ und Groſchen⸗ oder 
die Gulden⸗Rechnung mit Hunderttheilung oder die Gulden⸗ und Kreuzer⸗Rechnung 
den Verhaͤltniſſen entſprechend iſt oder eingefuͤhrt wird, 

entweder der Dreißig⸗Thalerfuß (an Stelle des bisherigen, Vierzehn⸗Thaler⸗ 
fußes) zu 30 Thalern aus dem Pfunde feinen Silbers, 

ee zu 45 Gulden aus dem Pfunde feinen 

ilbers, 

oder der Zweiundfunfzig⸗und⸗einhalb⸗Guldenfuß (an Stelle des bisherigen 

24% Fl.⸗Fußes) zu 522 Gulden aus dem Pfunde feinen Silbers, 
als Landesmuͤnzfuß zu gelten hat. | 


Artikel 3. 


Artikel 2. a j 
| 
ö 


Insbeſondere ſoll 
a) im Koͤnigreiche Preußen mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, in 
l den Koͤni reichen Sachſen und Hannover, im Kurfuͤrſtenthume Heſſen, 
im Großberzagthume Sachſen, in den Herzogthuͤmern Sachſen-Alten⸗ 
burg, Sachſen⸗Gotha, Braunſchweig, Oldenburg mit Birkenfeld, Anhalt 
Deſſau⸗Koͤthen und Anhalt⸗Bernburg, in dem Fuͤrſtenthume Schwarz 
burg⸗Sondershauſen und der Unterherrſchaft des Fuͤrſtenthums Schwaz 
burg⸗Rudolſtadt, in den Fuͤrſtenthümern Waldeck und Pyrmont, Reuß 
älterer Linie und Reuß jüngerer Linie, Schaumburg⸗Lippe und Lippe: 
der Dreißig⸗Thalerfuß, 1 1 
it 
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bz) im Kaiſerthume Oeſterreich, ſowie im Fuͤrſtenthume Liechtenſtein: 
der Fuͤnfundvierzig⸗Guldenfuß, 

c) in den Koͤnigreichen Bayern und Württemberg, in den Großherzogthuͤ⸗ 
mern Baden und Heſſen, im Herzogthume Sachſen⸗Meiningen, im Fuͤr⸗ 
ſtenthume Sachſen⸗Coburg, in den Hohenzollernſchen Landen Preußens, 
im Herzogthume Naffau, in der Oberherrſchaft des Fuͤrſtenthums 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, in der Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg und in 
der freien Stadt Frankfurt: 

der Zweiundfunfzig- und ⸗einhalb⸗Guldenfuß 
als Landesmuͤnzfuß und Grundlage der geſetzlichen Landeswaͤhrung daſelbſt an⸗ 
geſehen und bez. eingefuͤhrt werden. 
Demgemaͤß ſollen unter Muͤnzen: 
der „Thalerwaͤhrung“: die des 30 Thalerfußes bez. des 14 Tha⸗ 
5 lerfußes, a 
„Oeſterreichiſcher Wahrung”: die des 45 Fl.⸗Fußes, 

„Suͤddeutſcher Wahrung”: die des 522 Fl.⸗ Fußes bez. des 

243 Fl.⸗Fußes ö 
verſtanden werden. 

Artikel 4. 

Die Muͤnzſtuͤcke des 30 Thaler- und 522 Fl.⸗Fußes ſollen völlig gleiche 
Geltung mit den im bisherigen bez. 14 Thaler- und 24 Fl.⸗Fuße aus⸗ 
gepraͤgten gleichnamigen Muͤnzen haben, dergeſtalt, daß bei allen Zahlungen 
und Verbindlichkeiten, ſofern nicht die am Schluſſe des Artikels 8. vorgeſehene 
beſondere Verabredung getroffen iſt, ein Unterſchied zwiſchen den alten Muͤnzen 
des 14 Thaler⸗ und 245 Fl.⸗Fußes und den neuen Münzen des 30 Thaler⸗ 
und 525 Fl.⸗Fußes nicht gemacht werden darf. 


Artikel 5. 


Ein jeder der vertragenden Staaten wird ſeine Ausmuͤnzungen auf ſolche 

Stuͤcke beſchraͤnken, welche der dem vereinbarten Muͤnzfuße (Artikel 2. und 3.) 
entſprechenden Rechnungsweiſe gemaͤß ſind. 
ö Ausnahmsweiſe bleibt es Oeſterreich vorbehalten, noch ferner ſogenannte 
„Levantiner Thaler“ mit dem Bildniſſe der Kaiſerin Maria Thereſia und mit 
der Jahrzahl 1780. im damaligen Schrot und Korn als Handelsmuͤnze 
auszupraͤgen. \ s 

Als zulaͤſſige kleinſte in dem Landesmuͤnzfuße auszupraͤgende Theilſtuͤcke 

der Hauptmuͤnzen werden anerkannt: 
das + Thalerſtuͤck im 30 Thalerfuße, 0 
das 4 Fl.⸗Stuͤck im 45 Fl.⸗Fuße, 
das J Fl.⸗Stuͤck im 522 Fl.⸗Fuße. 5 i 
Die vertragenden Regierungen verpflichten ſich, die Ausmünzung in Theil⸗ 
ſtuͤcken auf das nothwendige Bedürfniß zu beſchraͤnken. g 


Artikel 6. 


Saͤmmtliche vertragende Regierungen verpflichten ſich, bei der Ausmuͤn⸗ 
(Ar. 4866.) 41° zung 


= m - 


gung von grober Silbermuͤnze, folglich von Hauptmuͤnzen ſowohl als deren 
heilſtuͤfken — Kurantmuͤnzen — ihren Landesmuͤnzfuß (Artikel 3.) genau 


innehalten und die moͤglichſte Sorgfalt darauf verwenden zu laſſen, daß auch 
die einzelnen Stuͤcke durchaus vollhaltig und vollwichtig ausgemuͤnzt werden. 
Sie vereinigen ſich insbeſondere gegenfeitig zu dem Grundſatze, daß unter dem 
Vorwande eines ſogenannten Remediums an dem Gehalte oder dem Gewichte 
der Muͤnzen nichts gekuͤrzt, vielmehr eine Abweichung von dem den letzteren 


zukommenden Gehalte oder Gewichte nur inſoweit nachgeſehen werden duͤrfe, 


als eine abſolute Genauigkeit nicht eingehalten werden kann. 


Artikel 7. 
Der Feingehalt wird in Tauſendtheilen ausgedrückt. 


Bei der Beſtimmung des Feingehalts der Silbermuͤnzen ſoll uͤberall die 
Probe auf naſſem Wege angewendet werden. 


Artikel 8. 


Zur Vermittelung und Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs unter 
den vertragenden Staaten ſollen zwei, den im Artikel 2. gedachten Muͤnzfuͤßen 


entſprechende Hauptſilbermuͤnzen unter der Benennung Vereinsthaler aus⸗ 
gepraͤgt werden, naͤmlich: 

1) das Ein⸗Vereinsthalerſtuͤck zu zu des Pfundes feinen Silbers mit dem 
Werthe von bez. 1 Thaler in Thalerwaͤhrung, 14 Fl. Oeſterreichiſcher 
Währung und 14 Fl. Suͤddeutſcher Waͤhrung; 

2) das Zwei⸗Vereinsthalerſtuͤck zu 1 des Pfundes feinen Silbers mit dem 
Werthe von bez. 2 Thalern in Thalerwaͤhrung, 3 Fl. Oeſterreichi⸗ 
ſcher Währung und 35 Fl. Suͤddeutſcher Währung. 

Dieſen Vereinsmuͤnzen wird zu dem angegebenen Werthe im ganzen 
Umfange der vertragenden Staaten, bei allen Staats-, Gemeinde⸗, Stiftungs⸗ 
und anderen Öffentlichen Kaſſen, ſowie im Privatverkehre, namentlich auch bei 
Wechſelzahlungen, unbeſchraͤnkte Gültigkeit, gleich den eigenen Landes muͤnzen, 


beigelegt. Außerdem ſoll auch in dem Falle Niemand deren Annahme zu dem 


vollen Werthe in Zahlung verweigern koͤnnen, wenn die Zuſage der Zahlungs⸗ 
leiſtung auf eine beſtimmte Muͤnzſorte der eigenen Landeswährung lauket. 
Nicht minder ſoll es in den vertragenden Staaten Jedermann geſtattet fein, 
Vereinsmuͤnzen ausdruͤcklich und mit der Wirkung in Zahlung zu verſprechen 
1 I zu bedingen, daß in dieſem Falle letztere lediglich in Wereinsminzen 
zu leiſten iſt. N \ 


Artikel 9. 


Die von den durch die allgemeine Muͤnzkonvention vom 30. Juli 1838. 
verbundenen Staaten bisher in der Eigenſchaft einer Vereinsmuͤnze ausgepraͤgten 
Zweithaler⸗ (bez. 33 Fl.⸗) Stuͤcke werden den Vereinsmuͤnzſtuͤcken (Artikel 8.) 
in jeder Beziehung gleichgeſtellt. SL Den 
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Den der allgemeinen Muͤnzkonvention vom 30. Juli 1838. gemäß, ſowie 


ar 1 


den vor dem Jahre 1839. im bisherigen Vierzehn⸗Thalerfuße ausgeprägten 


Tdhalerſtücken wird in allen vertragenden Staaten die unbeſchraͤnkte Guͤltigkeit 


gleich den eigenen Landesmuͤnzen zugeſtanden. 


Artikel 10. 


Das Miſchungsverhaͤltniß der Vereinsmuͤnzen wird auf neunhundert 
Tauſendtheile Silber und Einhundert Tauſendtheile Kupfer feſtgeſetzt. Es 
werden demnach 132 doppelte oder 27 einfache Vereinsthaler Ein Pfund wiegen. 
Die Abweichung im Mehr oder Weniger darf, unter Feſthaltung des im Ar⸗ 
tikel 6. anerkannten Grundſatzes, im Feingehalt nicht mehr als drei Tauſend⸗ 
theile, im Gewicht aber bei dem einzelnen Ein-Vereinsthalerſtuͤck nicht mehr 
als vier Tauſendtheile ſeines Gewichtes und bei dem einzelnen Zwei-Vereins⸗ 
Thalerſtuͤck nicht mehr als drei Tauſendtheile ſeines Gewichtes betragen. 

Der Durchmeſſer wird für das Ein-⸗Vereinsthalerſtuͤck auf 33 Millimeter, 
für das Zwei⸗Vereinsthalerſtuͤck auf 41 Millimeter feſtgeſetzt; beide werden im 
Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Verzierung verſehenen 
Rande gepraͤgt werden. 

b In den Avers derſelben iſt das Bildniß des Landesherrn und bei der 
freien Stadt Frankfurt das Symbol derſelben aufzunehmen. 

Der Revers muß in der Umſchrift um das Landeswappen die Angabe 
des Theilverhaͤltniſſes zum Pfunde feinen Silbers und die ausdruͤckliche Be— 
zeichnung als Ein-Vereinsthaler bez. als Zwei- Vereinsthaler, ingleichen die 
Jahrzahl enthalten. Durch letztere iſt ſtets das Jahr der wirklichen Aus⸗ 
münzung zu bezeichnen. 1 5 1055 


Artikel 11. 


5 Die Höhe der in Zwei⸗Vereinsthalerſtucken auszuführenden Ausmuͤnzungen 
bleibt dem Ermeſſen jedes einzelnen Staates uͤberlaſſen. 
Dagegen ſollen an Ein⸗Vereinsthalerſtuͤcken: 

1) in der Zeit von 1857. bis zum 31. Dezember 1862. von jedem der ver⸗ 
tragenden Staaten mindeſtens vierundzwanzig Stuͤcke auf je Einhundert 
Seelen feiner Bevoͤlkerung, 

2) in den folgenden Jahren vom 1. Januar 1863. an, innerhalb jedes⸗ 
maliger vier Jahre, von jedem der vertragenden Staaten mindeſtens 
ſechszehn Stuͤcke auf je Einhundert Seelen ſeiner Bevoͤlkerung ausge⸗ 
praͤgt werden. 


Artikel 12. 


Die vertragenden Regierungen werden die neu ausgegebenen Vereins⸗ 
münzen gegenſeitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren Feingehalt und auf 
ihr Gewicht prüfen laſſen, und von den Ausſtellungen, die ſich dabei etwa er⸗ 
geben, einander Mittheilung machen. 4 

(fir. 4666.) Fuͤr 


5 1 


Fur den unerwarteten Fall, daß die Ausmuͤnzung der einen oder der A 
andern der betheiligten Regierungen im Feingehalte oder im Gewichte den ver⸗ 


tragsmaͤßigen Beſtimmungen nicht entſprechend befunden wuͤrde, uͤbernimmt die⸗ 
ſelbe die Verbindlichkeit, entweder ſofort oder nach vorangegangener ſchiedsrich⸗ 
terlicher Entſcheidung ſaͤmmtliche von ihr geprägte Vereinsmuͤnzen desjenigen 
Jahrganges, welchem die fehlerhafte Ausmuͤnzung angehoͤrt, wieder einzuziehen. 


Artikel 13. 


Saͤmmtliche vertragende Staaten verpflichten ſich, ihre eigenen groben 
Silbermuͤnzen niemals gegen den ihnen beigelegten Werth herabzuſetzen, auch 
eine Außerkursſetzung derſelben anders nicht eintreten zu laſſen, als nachdem 
eine Einloͤſungsfriſt von mindeſtens vier Wochen feſtgeſetzt und wenigſtens drei 
Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich bekannt gemacht worden iſt. 

Nicht minder macht jeder Staat ſich verbindlich, die gedachten Muͤnzen, 
einſchließlich der von ihm ausgeprägten Vereinsmuͤnzen, wenn dieſelben in Folge 
längerer Cirkulation und Abnutzung eine erhebliche Verminderung des ihnen 
urſpruͤnglich zukommenden Metallwerthes erlitten haben, allmaͤlig zum Ein⸗ 
ſchmelzen einzuziehen und dergleichen abgenutzte Stuͤcke auch dann, wenn das 
Gepraͤge undeutlich geworden, ſtets fuͤr voll zu demjenigen Werthe, zu 
welchem ſie nach der von ihm getroffenen Beſtimmung in Umlauf geſetzt ſind, 
bei allen ſeinen Kaſſen anzunehmen. 


Artikel 14. 


Es bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im kleinen Verkehre und zur Aus⸗ 
gleichung kleinere Münze nach einem leichtern Muͤnzfuß als dem Landesmuͤnz⸗ 
fuß (Artikel 2. und 3.) in einem dem letzteren entſprechenden Nennwerth als 
Scheidemuͤnze ſowohl in Silber als in Kupfer auszupraͤgen. 

Dieſelbe hat auf dem Gepraͤge ſtets die ausdruͤckliche Bezeichnung als 
„Scheidemuͤnze“ zu enthalten und darf ſich beim Silber nicht uͤber Stuͤcke von 
der Hälfte des kleinſten Kurant⸗Theilſtuͤckes, beim Kupfer hingegen nicht über 


bez. Sechs- und Fuͤnf⸗Pfenning⸗ (Pfennig⸗), ſowie uͤber bez. Vier⸗ 


Hunderttheil- und Zwei⸗Kreuzer⸗Stuͤcke erheben; es iſt auch auf der Kupfermuͤnze 
der Nennwerth nicht nach dem Theilverhaͤltniſſe zu einer höheren Muͤnzſtufe, 
fondern nach der Ein- oder Mehrheit oder dem Theilbetrage der für die kleinſten 


Muͤnzgroͤßen beſtehenden Werthbenennungen als Pfenninge (Pfennige), Kreuzer 


u. ſ. w. auszudrucken. 

Es darf die Silberſcheidemuͤnze kuͤnftig in keinem der vertragenden 
Staaten nach einem leichtern Muͤnzfuße als zu 34% Thalern in Thalerwaͤhrung, 
513 Fl. Oeſterreichiſcher Währung oder 60% Fl. Suͤddeutſcher Währung ge 
praͤgt werden. 

Bei Ausprägung der Kupferſcheidemuͤnze iſt das Nennwerthverhaͤltniß 
von 112 Thalern in Thalerwaͤhrung, 168 Fl. Oeſterreichiſcher Waͤhrung und 
196 Fl. Suͤddeutſcher Währung für 1 Zollzentner Kupfer niemals zu uͤber⸗ 
ſchreiten. f f 

Saͤmmt⸗ 


— 


des 45 Fl.⸗Fußes zum Behufe des Ueberganges zu dem neuen Landesmuͤnzfuße 4 7 eee ma 


Silber- und Kupfer⸗Scheidemuͤnze in Umlauf zu ſetzen, als für das Beduͤrfniß 


münze, ſoweit dieſelbe dieſes Beduͤrfniß etwa bereits uͤberſteigt, auf jenes Maaß f 1 N 
zuruͤckfuͤhren. ’ 


ae, 
Saͤmmtliche vertragende Staaten verpflichten ſich zugleich, nicht mehr 


des eigenen Landes zu Zahlungen im kleinen Verkehre und zur Ausgleichung 
erforderlich iſt. Auch werden ſie die gegenwaͤrtig in Umlauf befindliche Scheide⸗ 


Niemand darf in den Landen der vertragenden Staaten genoͤthigt werden, 
eine Zahlung, welche den Werth der kleinſten groben Muͤnze erreicht (Artikel ö.), 
in Scheidemuͤnze anzunehmen. 


Artikel 15. 


Jeder vertragende Staat macht ſich verbindlich: f 6 | 


a) feine eigene Silber⸗ und Kupfer⸗Scheidemuͤnze niemals gegen den ihr bei» 
gelegten Werth herunterzuſetzen, auch eine Außerkursſetzung derſelben 
nur dann eintreten zu laſſen, wenn eine Einlöfungsfrift von mindeſtens 
vier Wochen feſtgeſetzt und wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe 
oͤffentlich bekannt gemacht worden iſt; 
dieſelbe, wenn in Folge laͤngerer Cirkulation und Abnutzung das Ge⸗ 
praͤge undeutlich geworden iſt, nach demjenigen Werthe, zu welchem ſie 
nach der von ihm getroffenen Beſtimmung in Umlauf geſetzt iſt, allmaͤlig i 
zum Einſchmelzen einzuziehen; 1 
auch nach dem naͤmlichen Werthe ſeine Scheidemuͤnze aller Art in näher = bee, e, 
zu bezeichnenden Kaſſen auf Verlangen gegen grobe, in feinen Landen e, ee, 
kursfaͤhige Münze umzuwechſeln. „ 
Die zum Umtauſch beſtimmte Summe darf jedoch bei der Silberſcheide⸗ FR „ 
muͤnze ficht unter bez. 20 Thaler oder 40 Gulden, bei der Kupferſcheide⸗ , 
münze nicht unter bez. 5 Thaler oder 10 Gulden betragen. 


b 


— 


0 


— 
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Artikel 16. 
Die Feſtſtellung des Werthverhaͤltniſſes, nach welchem in dem Gebiete 


die Muͤnzen des bisherigen Landesmuͤnzfußes und die Scheidemuͤnzen eingelöft = eee, 
oder im Umlaufe gelaſſen werden ſollen, bleibt im Sinne des Artikels 19. des = eee e e, 
Handels⸗ und Zollvertrags vom 19. Februar 1853. der betreffenden Regierung = e ay an. 1 


vorbehalten. FV 


Artikel 17. ee mme, 

R ? An, eee dee aus bee 1 

Die in den Artikeln 13. und 15. uͤbernommene Verbindlichkeit zur An⸗ 
nahme der groben Silbermuͤnzen und der Scheidemuͤnzen bei den Staatskaſſen . eee FEN 
nach ihrem vollen Werthe findet auf durchlöcherte oder ſonſt anders als Durch... u. 72. ya 


2 gewöhnlichen Umlauf am Gewicht verringerte, ingleichen auf verfaͤlſchte z en ren 2 | 
uͤnzſtuͤcke keine Anwendung. e 
(Nr. 4666.) Ar | 
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Artikel 18. 


Zur weitern Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs und zur Förderung, 
des Handels mit dem Auslande werden die vertragenden Staaten auch Vereins⸗ 
Handelsmuͤnzen in Gold unter der Benennung Krone und Halbe Krone aus⸗ 
prägen laſſen, und zwar: 


1) die Krone zu 5 des Pfundes feinen Goldes; 
2) die Halbe Krone zu zs des Pfundes feinen Goldes. . 


Andere Goldmünzen werden die vertragenden Staaten nicht auspraͤgen 
laſſen. Ausnahmsweiſe behält ſich Oeſterreich vor, Dukaten in bisheriger Weiſe 
bis zum Schluſſe des Jahres 1865. auszupraͤgen. 

Der Silberwerth der Vereinsgoldmuͤnzen im gemeinen Verkehr wird 
lediglich durch das Verhaͤltniß des Angebots zur Nachfrage beſtimmt, es darf 
ihnen daher die Eigenſchaft eines die landesgeſetzliche Silberwaͤhrung vertre⸗ 
tenden Zahlmittels nicht beigelegt und zu ihrer Annahme in dieſer Eigenſchaft 
Niemand geſetzlich verpflichtet werden. 


Artikel 19. 


Das Miſchungsverhaͤltniß der Vereinsgoldmuͤnze wird auf neunhundert 
Tauſendtheile Gold und Einhundert Tauſendtheile Kupfer feſtgeſetzt. Es werden 
demnach 45 Kronen und 90 Halbe Kronen Ein Pfund wiegen. Die Abweichung 
im Mehr oder Weniger darf, unter Feſthaltung des im Artikel 6. anerkannten 
Grundſatzes, im Feingehalt nicht mehr als zwei Tauſendtheile, im Gewicht bei 
dem einzelnen Stuͤcke, der Krone ſowohl als auch der Halben Krone, nicht 

mehr als zwei und ein halb Tauſendtheile ſeines Gewichtes betragen. Bei der 
Beſtimmung des Feingehalts der Goldmuͤnzen ſoll uͤberall das vereinbarte 
Probirverfahren angewendet werden. | 
Der Durchmeſſer der Vereinsgoldmuͤnze wird für die Krone auf 24 Mills 
meter, fuͤr die Halbe Krone auf 20 Millimeter feſtgeſetzt; beide werden im 
Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Verzierung verſehenen 
Rande gepraͤgt werden. ’ 

In den Avers ift das Bildniß des Landesherrn und bei der freien 
Stadt Frankfurt das Wappen der Stadt aufzunehmen. | 

Der Revers muß die Angabe des Theilverhaͤltniſſes zum Pfunde feinen 
Goldes und die ausdruͤckliche Bezeichnung als Vereinsmuͤnze, ſowie den Namen, 
der Muͤnze in einem oben offenen Kranze von Eichenlaub (corona) und die 
Jahrzahl enthalten. Durch letztere iſt ſtets das Jahr der wirklichen Aus⸗ 
e zu bezeichnen. 

ereinsgoldmünzen, welche das Normalgewicht von i bez. J. des 
Pfundes mit der geſtatteten Gewichtsabweichung von zwei und ein halb Tau⸗ 
ſendth. haben (Paſſirgewicht) und nicht durch gewaltſame oder geſetzwidrige 
Bee ang am Gewichte verringert find, ſollen bei allen Zahlungen als 

voll tig gelten. 9 
Le 


Mr. 


Artikel 20. 


Die Beſtimmungen der Artikel 6. und 12. finden ebenmaͤßig auf die 
Vereinsgoldmuͤnze Anwendung. Im Uebrigen werden die vertragenden Staaten 
keine Verpflichtung uͤbernehmen, diejenigen Vereinsgoldmuͤnzen, welche in Folge 
der Cirkulation, Abnutzung u. ſ. w. eine Verminderung des ihnen urſpruͤnglich 
zukommenden Metallwerthes erlitten haben, auf oͤffentliche Koſten einzuziehen 
oder nach ihrem urſpruͤnglichen Metallwerthe bei ihren Kaſſen anzunehmen. 

Die Anordnungen, welche ein Staat hinſichtlich des Umlaufs dieſer Gold⸗ 
muͤnze innerhalb ſeines Gebietes, insbeſondere hinſichtlich der Annahme bei den 
Staatskaſſen, des Werthabzuges, welcher bei Zahlungen an die Staatskaſſen 
mit Ruͤckſicht auf das Mindergewicht und auf die Umpraͤgungskoſten einzutreten 
hat, der Einziehung, Umpraͤgung u. ſ. w. trifft, ebenſo wie die in Bezug auf 
dieſe Goldmuͤnzen ergehenden muͤnzpolizeilichen Beſtimmungen finden daſelbſt 
ohne Weiteres auch auf die gleichnamigen Goldmuͤnzen der mitvertragenden 
Staaten Anwendung. 

Vereinsgoldmuͤnzen, welche das Paſſirgewicht (Artikel 19.) nicht erreichen 
und an Zahlungsſtatt von den Staatskaſſen und von den unter Autoritaͤt des 
Staates beſtehenden oͤffentlichen Anſtalten, namentlich den Geld- und Kredit⸗ 
Anſtalten, Banken u. ſ. w. angenommen worden ſind, duͤrfen von den Staats— 
kaſſen und den letztgedachten Anſtalten nicht wieder ausgegeben werden; bei 
Annahme ſolcher Goldſtuͤcke kann ein dem Mindergewicht entſprechender Werth⸗ 
abzug ſtattfinden, welcher bei Zahlungen an die Staatskaſſen fuͤr jedes an dem 
Normalgewicht von i bez. 36. Pfund fehlende 16 Tauſendtheil des Pfun⸗ 
des (50 Milligrammen) unter Zuſchlag eines Betrages von 4 Prozent des 
Kaſſenkurſes fuͤr die Koſten der Umpraͤgung zu beſtimmen iſt. 


Artikel 21. 


Die vertragenden Staaten werden daruͤber wachen, daß die im Landes⸗ 
muͤnzfuße feſtzuhaltende Grundlage der reinen Silberwährun; in keiner Weiſe 
erſchͤttert oder beeinträchtigt werde. In dieſer Beziehung bleibt es 


a) zwar jedem Staate unbenommen, die Vereinsgoldmünzen (Artikel 18.) 
bei ſeinen Kaſſen nach einem im Voraus beſtimmten Kurs an Zahlungs⸗ 
ſtatt für Silber zuzulaſſen und dieſe Zulaſſung entweder auf alle ei⸗ 
ſtungen und Kaſſen oder nur auf einzelne derſelben zu erſtrecken; eine 
ſolche Vorausbeſtimmung hat jedoch ſtets nur auf die Dauer von hoͤch⸗ 
ſtens ſechs Monaten ſich zu beſchraͤnken und iſt bei Ablauf des letzten 
Monats fuͤr die naͤchſte Kaſſenkmsperiode jedesmal von Neuem vorzu⸗ 
nehmen. Der Kaſſenkurs darf nicht uͤber denjenigen Werth beſtimmt 
werden, der ſich aus dem Durchſchnitte der amtlichen Boͤrſenkurſe jener 
Muͤnzſorte in den vorhergegangenen ſechs Monaten ergiebt. Auch wird 
jede Regierung ſich das Recht vorbehalten, dieſen Kurs innerhalb der 
betreffenden Periode jederzeit abzuändern und nach Befinden zuruͤckzuziehen. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4666.) 42 b) Die 
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b) Die Beſtimmung eines Kaſſenkurſes darf fernerhin nur fuͤr die Vereins⸗ 


goldmunzen und nicht für andere Gattungen gemuͤnzten Goldes erfolgen. 
c) Den Bekanntmachungen, durch welche der Kaſſenkurs beſtimmt wird, iſt 
die moͤglichſte Verbreitung zu geben. Dieſelben muͤſſen, auch wenn eine 
Aenderung des Kaſſenkurſes für die betreffende naͤchſte Periode nicht 


beabſichtigt wird, ſtets vor Eintritt der letztern erlaſſen werden und 


haben zu enthalten: 


aa) die Angabe des durchſchnittlichen Handelskurſes auf den maaßge⸗ 


benden Boͤrſenplaͤtzen waͤhrend der unmittelbar vorangegangenen 
ſechs Monate; f 
bb) den hiernach beſtimmten Kaſſenkurs; 
ec) die Zeitdauer der Geltung deſſelben; 


dd) den Vorbehalt, dieſen Kaſſenkurs nöthigenfalls auch vor Ablauf 


der beſtimmten Zeit (ec) zu andern, bez. herabzuſetzen; 


ee) die Erklaͤrung, daß dieſer Kaſſenkurs nur für die an die Staats⸗ 


kaſſen zu leiſtenden Zahlungen gilt. 
In den Landen der vertragenden Regierungen ſoll es den Staatskaſſen, 
ſowie den unter Autoritaͤt des Staates beſtehenden öffentlichen Anftalten, 
namentlich den Geld- und Kredit-Anſtalten, Banken u. ſ. w. fernerhin 
nicht geſtattet ſein, wegen der von ihnen zu leiſtenden vertragsmaͤßigen 
Zahlungen einen alternativen Vorbehalt der Wahl des Zahlungsmittels 
in Silber oder Gold in der Art ſich zu bedingen, daß dabei für letz⸗ 
8 ein 5 Voraus beſtimmtes Werthverhaͤltniß in Silbergeld ausge⸗ 
uͤckt wird. 


d 


— 


Artikel 22. 


Keiner der vertragenden Staaten iſt berechtigt, Papiergeld mit Zwangs⸗ 
kurs auszugeben oder ausgeben zu laſſen, falls nicht Einrichtung getroffen iſt, 
daß ſolches jederzeit gegen vollwerthige Silbermuͤnzen auf Verlangen der In⸗ 
haber umgewechſelt werden koͤnne. Die in dieſer Beziehung zur Zeit etwa be⸗ 


ſtehenden Ausnahmen ſind laͤngſtens bis zum 1. Januar 1859. zur Abſtellung 


zu bringen. ! 

Papiergeld oder fonftige zum Umlauf als Geld beſtimmte Werthzeichen, 
deren Ausgabe entweder vom Staate ſelbſt oder von anderen unter Autoritaͤt 
deſſelben beſtehenden Anſtalten erfolgt, duͤrfen kuͤnftig nur in Silber und in der 
geſetzlich beſtehenden Landeswaͤhrung ausgeſtellt werden. 


Artikel 23. 


Diejenigen vertragenden Staaten, welche durch die allgemeine Muͤnz⸗ 
Konvention vom 30. Juli 1838. verbunden ſind, anerkennen unter ſich, daß 
von der Zeit an, wo die Wirkſamkeit des gegenwaͤrtigen Vertrags beginnt, die 
Beſtimmungen deſſelben zugleich an die Stelle der in der gedachten Münzton⸗ 
vention vereinbarten Beſtimmungen zu treten haben, und daß letztere durch die 
Na e feſtgeſetzte Dauer (Artikel 27.) zugleich mit als verlaͤngert zu bes 
rachten iſt. 5 | 


&® 


In⸗ 
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Ingleichen ſollen die theils zwiſchen den Staaten des bisherigen 14 Thaler⸗ 
fußes, theils zwiſchen denen des bisherigen 245 Fl.⸗Fußes über das Muͤnzweſen 
getroffenen beſonderen Vereinbarungen, namentlich die Muͤnzkonvention und die 
beſondere Uebereinkunft wegen der Scheidemuͤnze de dato Muͤnchen den 25. 
Auguſt 1837., die beſondere protokollariſche Uebereinkunft de dato Dresden 
den 30. Juli 1838., und die Konvention de dato Muͤnchen den 27. Maͤrz 
1845., ſoweit nicht einzelne Beſtimmungen darin durch die Vereinbarung des 
gegenwärtigen Vertrags als abgeändert zu betrachten find oder von den be— 
treffenden Staaten unter ſich abgeaͤndert werden, noch ferner als in Kraft be— 
ſtehend angeſehen werden. 


Artikel 24. 


Die vertragenden Staaten werden alle Geſetze und Verordnungen, welche 
zur Regelung des Muͤnzweſens im Sinne des gegenwaͤrtigen Vertrags ergehen 
werden, ingleichen die zu deren Ausfuͤhrung unter einzelnen von ihnen etwa zu 
Stande kommenden Vereinbarungen ſich einander mittheilen. 

Nicht minder verpflichten ſich dieſelben, nach Ablauf jedes Jahres einen 
amtlichen Nachweis uͤber die im Laufe des letztern ſtattgefundenen Aus muͤn⸗ 
zungen aller Art mit Bezeichnung der verſchiedenen Muͤnzſorten einander mit⸗ 
zutheilen, ſowie zu veroͤffentlichen, und in beiden Faͤllen die Geſammtwerthſumme 
aller feit Annahme des beſtehenden Landesmuͤnzfußes ausgeprägten Muͤnzen jeder 
Sorte mit angeben zu laſſen. 


Artikel 25. 


Das mit dem Handels- und Zollvertrage vom 19. Februar 1853. zu⸗ 
gleich abgeſchloſſene, dieſem als Beilage IV. angereihte Muͤnzkartel bleibt der⸗ 
geſtalt ferner aufrecht erhalten, daß es an Stelle des Muͤnzkartels der zum 
Deutſchen Zoll- und Handelsverein verbundenen Staaten de dato Karlsruhe 
den 21. Oktober 1845. auch zwiſchen den letztern unter ſich Geltun haben 
19 es wird demſelben gleiche Dauer wie dem gegenwaͤrtigen Vertrage 
eigelegt. 8 5 


Artikel 26. 


Fuͤr den Fall, daß andere Deutſche Staaten oder ſolche Außerdeutſche 
Staaten, welche einem der beiden Zollſyſteme ſich anſchließen, dem gegenwaͤrtigen 
Muͤnzvertrage beizutreten wuͤnſchen, erklaͤren die vertragenden Regierungen ſich 
bereit, dieſem Wunſche durch deshalb einzuleitende Verhandlungen Folge 
zu geben. 


Artikel 27. 


Die Dauer des Vertrags wird zunaͤchſt bis zum Schluſſe des Jahres 
1878. feſtgeſetzt; es ſoll auch alsdann derſelbe, inſofern der Ruͤcktritt von der 
(Nr. 4666.) einen 
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einen oder der andern Seite nicht erklaͤrt oder eine anderweite Vereinbarung 1 


daruͤber nicht getroffen worden iſt, ſtillſchweigend von fuͤnf zu fuͤnf Jahren als 
verlaͤngert angeſehen werden. | 

Es ift aber ein folcher Rücktritt nur dann zulaͤſſig, wenn die betreffende 
Regierung ihren Entſchluß mindeſtens zwei Jahre vor Ablauf der ausdruͤcklich 


feſtgeſetzten oder ſtillſchweigend verlaͤngerten Vertragsdauer den mitvertragenden 


* 


Regierungen bekannt gemacht hat, worauf ſodann unter ſaͤmmtlichen Vereins- N 


ſtaaten unverweilt weitere Verhandlung einzutreten hat, um die Veranlaſſung 
der erfolgten Ruͤcktrittserklaͤrung und ſomit dieſe Erklaͤrung ſelbſt im Wege ge⸗ 
meinſamer Verſtaͤndigung zur Erledigung bringen zu koͤnnen. 


Artikel 28. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll baldmoͤglichſt ratifizirt werden und am 
1. Mai 1857. in Kraft treten. 


So geſchehen Wien, am 24. Januar 1857. 


(L. S.) Johann Anton Brentano. 

(L. S.) Karl Theodor Sepdel. 

(L. S.) Franz Xaver v. Haindl, 

(L. S.) Adolph Freiherr v. Weißenbach. 
(L. S.) Wilhelm Brüel. 

(L. S) Adolph Müller. 

(L. S.) Dr. Vollrath Vogelmann. 

(L. S.) Johann Rudolph Siegmund Fulda. 
(L. S.) Hektor Rößler. 

(L. S.) Gottfried Theodor Stichling. 
(L. S.) Dr. Cajetan Edler v. Mayer. 
(L. S.) Franz Alfred Jakob Bernus. 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) ° 
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